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Antrag 

der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg), Delorme, Ibrügger, Jaunich, 

Dr. Klejdzinski, Müller (Düsseldorf), Müller (Schweinfurt), Sielaff, Frau Weyel, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Neuordnung des Weinrechts 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Der Deutsche Bundestag verurteilt die Beimengung giftiger Stoffe 
in in- imd ausländischen Weinen. Sie gefährden die Gesundheit 
der Bürger und imtergraben die wirtschaftliche Basis der Winzer. 
Die Betriebe der Weinwirtschaft sind aufgefordert, die geltenden 
Bestimmungen des Weingesetzes strikt einzuhalten. Die Über- 
wachungsbehörden der Länder haben die Einhaltimg wirksam zu 
kontrollieren und gegen Gesetzesverstöße entschiedener vorzu- 
gehen. 

n. 

Unabhängig davon ist eine Überprüfung und Neuordnimg der 
weinrechtlichen Bestimmungen, eine effektivere Gestaltung der 
Weinüberwachung und eine schärfere Ahndung von Gesetzesver- 
stößen notwendig. Dabei ist dem Grundsatz Rechnung zu tragen, 
daß gesundheithcher Verbraucherschutz Vorrang vor wirtschaft- 
lichen Interessen hat. 

1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung a\if, ein 
Sechstes Gesetz zur Änderung des Weingesetzes vorzulegen 
und dabei folgende Regelungen zu treffen: 

a) Strengere Deklarationspflicht für alle Weinzusatzstoffe auf 
der einzelnen Flasche; Angabe von Alkoholgehalt, Restzuk- 
ker, Geseuntsäure als Weinsäure, Anteile der Traubensorten, 
von Grund- imd Verschnitt- oder Deckweinen; Ermögli- 
chung freiwilliger Deklaration über den vorgeschriebenen 
Rahmen hinaus. Im Rahmen der Vorbereitung dieser Rege- 
limg ist zu prüfen, ob die Deklarationspflicht für alle Wein- 
importe sowohl aus EG-Ländem als auch aus Drittländern 
verbindUch gemacht werden kann; 

b) Verminderung der Anzahl der Weinbehandlungsstoffe; sie 
dürfen nur eingesetzt werden, wenn sie gesimdheitlich 
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unbedenklich vuid nach Axt und Menge technologisch unbe- 
dingt eiforderhch sind sowie nicht in dem behandelten Wein 
verbleiben; 

c) Verringerung der Anzahl der Weinzusatzstoffe auf ein Min- 
destmaß, Herabsetzung der Höchstwerte für die dann ver- 
bleibenden Stoffe; 

d) Herabsetzung der Grenzwerte bei der Verwendung von 
schwefliger Säure; 

e) Höchstvermarktungsregelungen mit Hektarhöchsterträgen 
im Durchschnitt mehrerer Jahre, Einführung eines Reb- 
flächenverzeichnisses; 

f) keine weitere Ausdehnimg der Anbauflächen durch ent- 
sprechende Bestinmumgen im Weinwirtschaftsgesetz; 

g) Deklarationspfhcht für zugesetzten unvergorenen Trauben- 
most, rektifiziertes Traubenmostkonzentrat (RTK), Mostkon- 
zentrat und Saccharose; 

h) Verbot des Zusatzes von ausländischen Weinen bei aUen als 
deutscher deklarierten Weinen; 

i) verbindhche Einführung einer Wein- und Analysebuchfüh- 
rung; verbindhche Einfühnmg eines KontroUzeichens mit 
Mengenangabe bei der Ernte; 

j) Beschränkung der Bezeichnimg "Deutscher Sekt" auf 
Schaumweine, die ausschließlich aus deutschen Weinen 
gewonnen wurden. Deklarationspflicht hinsichtlich des Her- 
kunftslandes des Grundweines bei anderen in der Bundes- 
republik Deutschland hergestellten Schaumweinen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, vor 
Einbringung des Gesetzentwurfs soweit erforderlich bei der 
EG-Kommission auf eine EG-einheitliche Regelung hinzuwir- 
ken. Erweist sich eine EG-einheitliche Regelung bis 1. Juli 1987 
als nicht erreichbar, sind nationale Maßnahmen im Hinblick 
auf die gesimdheitliche Gefährdimg der Verbraucher unver- 
zichtbar. 


in. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierrmg auf, 

1. gemeinsam mit den Bundesländern ein einheitliches KontroU- 
und Überwachimgssystem zum wirksamen Vollzug der Bestim- 
mmigen des Weingesetzes zu entwickeln; 

2. gemeinsam mit den Brmdesländem ein verbindliches Melde- 
und Informationssystem einzuiichten, mit Hilfe dessen bei 
Übertretungen des Weingesetzes der notwendige wechselsei- 
tige Informationsfluß zwischen den Überwachungs- und Im- 
portkontroUbehörden sowie die unverzüghche Benachrich- 
tigung der Verbraucher sichergesteUt werden kann; 

3. gemeinsam mit den Bundesländern die Möglichkeit der Ein- 
richtung von Verschlußkellereien für rücht in Flaschen abge- 
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füllte Importweine mit dem Ziel zu prüfen, daß in Verschlußkel- 
lereien nur mit Zustimmtmg tmd unter Aufsicht der Weinkon- 
troUe Importwein eingelagert, verarbeitet tmd vermarktet wer- 
den darf. Als Sanktion bei schweren Verstößen ist der Entzug 
der Konzession vorzusehen; 

4. die Zahl der für die Kontrolle von nicht abgefüllten Import- 
weinen zuständigen Dienststellen zu vermindern, sie dafür 
personell und apparativ so auszustatten, dciß eine wirkimgs- 
voUe Importkontrolle möglich ist; 

5. mit Weinerzeuger- und -ausfuhrländem ein gegenseitiges 
Informationssystem einzurichten, durch das möglichst frühzei- 
tige Informationen der zuständigen Behörden über Verunreini- 
gungen schon im Falle eines begründeten Verdachts sicher- 
gestellt werden; 

6. die Bundesländer zu einer effizienten Schulimg des Uber- 
wachirngspersonals anzuhalten imd dabei genaue Kenntnis der 
zur Schönrmg, Fälschimg oder Manipulation von Weinen 
geeigneten Stoffe zu vermitteln; 

7. imverzüglich die nach dem Weingesetz noch ausstehenden 
Rechtsverordnungen zu erlassen,- 

8. umgehend zu prüfen, wie die Regelung des StGB über den 
Verfall (§ 73) so verbessert werden kann, daß die Abschöpfrmg 
betrügerisch erlangter Gewinne ohne Beeinträchtigrmg der 
Ersatzemsprüche von Geschädigten möglich wird. 

Boim, den 16. April 1986 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Delorme 

Ibrügger 

Jaunich 

Dr. Klejdzinskl 

MiUler (Düsseldorf) 

Müller (Schweinfurt) 

Sielaff 
Frau Weyel 

Dr. Vogel und Fraktion 
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